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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ
17. Wahlperiode

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Im Rahmen der Kommunal- und Verwaltungsreform soll eine Gebietsänderung der
Verbandsgemeinde Bad Hönningen herbeigeführt werden. Die Verbandsgemeinde
Bad Hönningen weist nach Maßgabe des Landesgesetzes über die Grundsätze der Kom-
munal- und Verwaltungsreform vom 28. September 2010 (GVBl. S. 272, BS 2020-7)
einen eigenen Gebietsänderungsbedarf auf.

Im Hinblick darauf soll bis zur Gebietsänderung der Verbandsgemeinde Bad 
Hönningen keine Bürgermeisterin oder kein Bürgermeister dieser kommunalen Ge-
bietskörperschaft gewählt werden. Damit von der Wahl abgesehen und für einen
Übergangszeitraum eine beauftragte Person, der die Aufgaben der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen obliegen, bestellt
werden kann, bedarf es gesetzlicher Regelungen.

B. Lösung

Die Rechtsgrundlagen für den Verzicht auf die Wahl einer Bürgermeisterin oder
eines Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen bis zu deren Gebiets -
änderung und für die Möglichkeit zur Bestellung einer beauftragten Person, der bis
dahin die Aufgaben der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters dieser kommunalen
Gebietskörperschaft obliegen, werden geschaffen.

C. Alternativen

Als Alternative zum Verzicht auf die Wahl einer Amtsnachfolgerin oder eines Amts-
nachfolgers des bisherigen Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen bis
zu deren Gebietsänderung und zur möglichen Bestellung einer beauftragten Person,
der die Aufgaben der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters dieser kommunalen
Gebietskörperschaft obliegen, für einen Zeitraum bis zur Gebietsänderung kommt
eine solche Wahl für eine Amtszeit von acht Jahren oder von weniger als acht Jahren
in Betracht.

D. Kosten

Der Verzicht auf die Wahl einer Amtsnachfolgerin oder eines Amtsnachfolgers des
bisherigen Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen bis zu deren
Gebietsänderung wird dort zu Kosteneinsparungen in nicht quantifizierbarer Höhe
führen. Kosteneinsparungen in der Verbandsgemeinde Bad Hönningen lassen sich
jedoch bei der Bestellung einer beauftragten Person, der die Aufgaben der Bürger-
meisterin oder des Bürgermeisters dieser kommunalen Gebietskörperschaft obliegen,
nicht oder nur in geringem Umfang erzielen. Allerdings werden der Neugliede-
rungskonstellation keine Kosten durch eine auf sie übergehende Bürgermeisterin oder
einen auf sie übergehenden Bürgermeister der Verbandsgemeinde Bad Hönningen ent-
stehen.
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. . . t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesgesetzes

über Maßnahmen zur Vorbereitung der
Gebietsänderungen von Verbandsgemeinden

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Landesgesetz über Maßnahmen zur Vorbereitung der
Gebietsänderungen von Verbandsgemeinden vom 27. Novem -
ber 2015 (GVBl. S. 412), zuletzt geändert durch Gesetz vom
6. November 2017 (GVBl. S. 245), BS 2020-104, wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 10 wird folgender neue § 11 eingefügt:

„§ 11

Bis zur Gebietsänderung der Verbandsgemeinde Bad Hön-
ningen wird keine Bürgermeisterin oder kein Bürger-
meister dieser kommunalen Gebietskörperschaft gewählt.
Für einen Zeitraum bis zur Gebietsänderung kann die
Kreisverwaltung des Landkreises Neuwied eine beauf-
tragte Person, der die Aufgaben der Bürgermeisterin oder
des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen
obliegen, bestellen. Die Kosten für die beauftragte Person
trägt die Verbandsgemeinde Bad Hönningen.“

2. Der bisherige § 11 wird § 12.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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A. Allgemeines

Für die Verbandsgemeinde Bad Hönningen besteht nach Maß-
gabe des Lan desgeset zes über die Grundsätze der Kommunal-
und Verwaltungsreform (KomVwRGrG) vom 28. Sep tember
2010 (GVBl. S. 272, BS 2020-7) ein eigener Gebietsänderungs-
bedarf.

Die Gebietsänderung der Verbandsgemeinde Bad Hönningen
soll bis zum 1. Januar 2021 herbeigeführt werden.

Im Hinblick darauf wird keine Amtsnachfolgerin oder kein
Amtsnachfolger des bisheri gen Bürgermeisters der Verbands-
gemeinde Bad Hönningen bis zu deren Gebietsände rung ge-
wählt. Um auf die Wahl einer Amtsnachfolgerin oder eines
Amtsnachfolgers ver zichten und für einen Übergangszeit-
raum eine be auftragte Per son, der die Aufgaben der Bürger -
meisterin oder des Bürger meisters der Verbandsge meinde
Bad Hönningen obliegen, be stel len zu kön nen, bedarf es der
Schaffung einer Rechts grund lage.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1

Nach dem neuen § 11 Satz 1 wird bis zur Gebietsänderung der
Verbandsgemeinde Bad Hönningen keine Bürgermeiste rin
oder kein Bürgermeister dieser kommunalen Ge biets körper -
schaft gewählt.

Für einen Zeitraum bis zur Gebietsänderung kann, so der neue
§ 11 Satz 2, die Kreis ver waltung des Landkreises Neuwied
eine beauftragte Person, der die Aufgaben der Bür germeisterin
oder des Bürger meisters der Verbandsgemein de Bad Hönnin-
gen oblie gen, bestellen.

Im Rahmen des Gesamtzeitraums bis zur Gebietsänderung
darf die Kreisverwaltung des Landkreises Neuwied eine be-
auftragte Person in der Funktion der Bürgermeisterin oder des
Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen jeweils
nur für maxi mal ein Jahr bestellen. Mithin kommt auch eine
Wiederbestellung in Betracht.

Die Verbandsgemeinde Bad Hönningen hat nach Maßgabe des
Landes gesetzes über die Grundsätze der Kommunal- und Ver-
waltungsreform einen eigenen Gebietsände rungsbedarf.

Bis zum 1. Januar 2021 soll die Gebietsänderung der Ver-
bandsgemeinde Bad Hönningen realisiert werden. Angestrebt
ist ein Zusammenschluss der Verbandsge meinde Bad Hönnin -
gen und der Verbandsgemeinde Linz am Rhein sowie eventu-
ell der Verbandsgemeinde Unkel.

Derzeit laufen Gespräche zwischen den Verbandsgemeinden
Bad Hönningen, Linz am Rhein und Unkel über einen Zu-
sammenschluss. In dem Zusammenhang werden auch von
externer Seite Untersuchungen durchgeführt.

Der bisherige Bürgermeister der Verbandsgemeinde Bad Hön-
ningen ist am 11. Dezem ber 2017 zum hauptamtlichen Ersten
Kreisbeigeordneten des Landkreises Neuwied ge wählt worden
und seit dem 1. Januar 2018 in diesem Amt. Die Stelle der
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Bürgermeiste rin oder des Bürgermeisters der Verbandsge-
meinde Bad Hönningen ist seitdem vakant.

Das Ministerium des Innern und für Sport hat mit Schreiben
vom 21. Dezember 2017 die Verbandsgemeinde Bad Hönnin -
gen und die Kreisverwaltung des Landkreises Neuwied als Auf-
sichtsbehörde zu den Regelungen des neuen § 11 angehört.

In der Sitzung am 29. Januar 2018 hat der Verbandsgemeinde -
rat Bad Hönningen das Schreiben des Ministeriums des
Innern und für Sport vom 21. Dezember 2017 und demnach
die darin avisierten gesetzlichen Regelungen mit 16 Ja-Stim-
men bei fünf Ge genstimmen und sechs Enthaltungen zustim-
mend zur Kenntnis genommen.

Die Kreisverwaltung des Landkreises Neuwied hat zu den ge-
setzlichen Regelungen keine Stellungnahme abgegeben.

Ohne die Regelung des neuen § 11 Satz 1 müsste eine Amts-
nachfol ge rin oder ein Amts nachfolger des bisherigen Bürger-
meisters der Verbandsgemeinde Bad Hönningen für eine
Amtszeit von acht Jahren gewählt werden. Denn nach § 64
Abs. 2 in Verbin dung mit § 52 Abs. 1 der Gemeindeordnung
beträgt die Amtszeit der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters ei ner Verbandsgemeinde acht Jahre.

Die achtjährige Amtszeit der Amtsnachfolgerin oder des
Amtsnachfolgers des Bürger meisters der Verbandsgemeinde
Bad Hönningen würde bei deren Gebietsänderung bis zum
1. Januar 2021 aller dings bereits nach relativ kurzer Zeit, näm -
lich am Vortag der Gebietsände rung, vorzeitig enden. Ent-
sprechendes würde für die nach dem Zeitpunkt der Gebiets -
änderung der Verbandsgemeinde Bad Hönningen endende
Amtszeit der Amtsnachfolgerin oder des Amtsnachfolgers des
Bürgermeisters der Verbandsge meinde Bad Hönningen von
weniger als acht Jahren gelten. Die Wahl der Bürgermeis terin
oder des Bürgermeisters einer verbandsfreien Gemeinde oder
Verbandsgemeinde für eine Amtszeit von weniger als zwei
Jahren wird nicht zugelassen.

Zeitnah zur Gebietsänderung einer Verbandsgemeinde muss
eine Bürgermeis te rin oder ein Bürgermeister der neu gebilde-
ten oder we sentlich umgebildeten Ver bands ge meinde gewählt
werden.

Eine Amtsnachfolgerin oder ein Amtsnachfolger des bisheri-
gen Bürgermeisters der Ver bands ge meinde Bad Hönningen
könnte, sofern sie oder er die Wählbarkeitsvoraus set zungen
er füllt, Bürger meiste rin oder Bürgermeister der neu gebilde-
ten oder umgebilde ten Ver bandsge meinde werden. Falls dies
jedoch nicht eintreten würde, hätte sie oder er ge mäß § 4
Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 KomVwRGrG
einen An spruch auf eine Verwen dung als hauptamtliche Bei-
geordnete oder als hauptamtlicher Beige ordneter der neu ge-
bildeten oder umgebildeten Ver bandsgemeinde für den rest-
li chen Er nennungszeitraum oder einen Anspruch auf ein
gleich oder geringer zu bewer tendes Amt in die ser kommu-
nalen Gebietskörperschaft. Wür de von ihr oder ihm kein
solcher An spruch erho ben, wäre sie oder er gemäß § 4 Abs. 4
Satz 3 und 4 KomVwRGrG in den einstweili gen Ruhe stand
zu versetzen.

Begründung



Drucksache 17/6225 Landtag Rheinland-Pfalz – 17.Wahlperiode

Diesen Fallkonstellationen wird der Verzicht auf die Wahl
einer Amtsnachfolgerin oder ei nes Amtsnachfolgers des bis-
herigen Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Bad Hönnin-
gen für eine über den Zeitpunkt von deren Gebietsänderung
hinausgehende Amtszeit vorgezogen. So bedarf es in gleichen
Gebieten nicht mehre rer Bür ger meister wahlen in relativ
kurzen Zeitabständen. Dadurch lassen sich wahlor ganisa tori -
sche Auf wendungen und Kosten vermeiden. Infolge des Ver-
zichts auf die Wahl einer Amts nach fol gerin oder eines Amts-
nachfolgers des bisherigen Bürger meisters der Verbands-
ge meinde Bad Hönningen für eine über den Zeitpunkt von de-
ren Gebietsänderung hin ausgehende Amtszeit wer den sich
auch darüber hin aus Kos teneinsparungen ergeben.

Bei der Bestellung einer beauftragten Personen zur Erfüllung
der Aufgaben der Bürger meiste rin oder des Bürgermeisters
lassen sich in der Verbandsgemeinde Bad Hönningen selbst
Kosteneinsparungen nicht oder nur in geringem Um fang er-
zie len. Al lerdings werden der Neugliederungskonstellation
keine Kosten durch eine auf sie über gehende Bürgermeiste rin
oder einen auf sie übergehenden Bürgermeister entstehen.

§ 4 Abs. 5 Satz 3 KomVwRGrG lässt die Bestellung der bis-
herigen Bürgermeisterin oder des bisherigen Bürgermeisters
einer verbandsfreien Gemeinde oder Verbandsge meinde zur
beauftragten Person, der deren Aufgaben obliegen, für einen
Zeitraum von bis zu ei nem Jahr zu.

In begründeten Einzelfällen ist es angezeigt, davon abwei-
chend beauftragte Personen zur Wahrnehmung der Aufgaben
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters einer ver -
bandsfreien Gemeinde oder einer Verbandsgemeinde bestellen
zu können. Bei spiels weise gilt dies im Hinblick auf die Bestel-
lung einer anderen Person als der bisheri gen Bürgermeisterin
oder des bisherigen Bürgermeisters, die Bestellung einer beauf -
tragten Person für einen Zeitraum von mehr als einem Jahr
und die Bestellung einer be auftrag ten Person für eine kom-
munale Gebietskörperschaft ohne einen ei ge nen Ge biets ände -
rungsbedarf, für die es jedoch einen Ansatz gibt, in eine
Gebietsände rungs maß nahme einbezogen zu werden.

Der bisherige Bürgermeister der Verbandsgemeinde Bad Hön-
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ningen steht für eine Be stellung zur beauftragten Person in der
Funktion der Bürgermeisterin oder des Bürger meisters dieser
kommunalen Gebietskörperschaft nicht zur Verfügung. Des-
halb muss die Bestellung einer beauftragten Person in der
Funktion der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters der
Verbandsgemeinde Bad Hönningen auf eine andere Person
hinaus laufen.

Aufgrund des Beschlusses des Verbandsgemeinderates Bad Hön-
ningen vom 29. Ja nuar 2018 wird es als sachgerecht angesehen,
keine Bürgermeisterin oder keinen Bür germeister der Ver-
bandsgemeinde Bad Hönningen bis zu deren Gebietsänderung
zu wählen und die Bestellung einer beauftragten Person in der
Funktion der Bürgermeiste rin oder des Bürgermeisters der
Verbandsgemeinde Bad Hönningen für einen Zeitraum bis zu
deren Gebietsänderung zu ermöglichen.

Das Land ist bestrebt, dass nicht allein für die Gebietsände-
rungsmaßnahmen selbst, sondern ferner für damit zusam-
menhängende Angelegenheiten einvernehmliche Lö sungen
mit den betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften ge-
funden werden. Dies bezieht etwa auch, wie im Fall der Ver-
bandsgemeinde Bad Hönningen, Lösungen zur Überbrückung
eines Zeitraums bis zur Gebietsänderung einer kommunalen
Ge bietskörperschaft ein.

Zwar fehlt einer beauftragten Person im Gegensatz zur
Bürgermeisterin oder zum Bür germeister die demokratische
Legitimation. Dies wird jedoch auch bei der Bestellung einer
beauftragten Person für einen Zeitraum bis zum 1. Januar 2021
im konkreten Ein zelfall als hinnehmbar erachtet.

Der neue § 11 Satz 3 stellt klar, dass die Kosten für die beauf-
tragte Person die Ver bandsgemeinde Bad Hönningen trägt.

Zu Nummer 2

Redaktionelle Folgeänderung.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der gesetz-
lichen Regelungen.

Für die Fraktion der SPD: Für die Fraktion der FDP:
Martin Haller Marco Weber

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Pia Schellhammer


